
stimmen; plus 7,8 Prozentpunkte gegen-
über der Landtagswahl 1999; Stimmenan-
teil versiebenfacht; zwölf Abgeordnete im
Landtag); 2006 mit 7,3 Prozent bei der
Landtagswahl in Mecklenburg-Vorpom-
mern (über 59 000 Zweitstimmen; plus 6,5
Prozentpunkte gegenüber der Landtags-
wahl 2002; Stimmenanteil verachtfacht;
sechs Abgeordnete im Landtag). 

Damit agiert die Partei heute erstmals
seit ihren Wahlerfolgen der Sechziger-
jahre in zwei deutschen Landesparlamen-
ten, in Sachsen sogar als viertstärkste Par-
tei vor FDP und Grünen, nur knapp hin-
ter der SPD (9,8 Prozent), die nur einen
Parlamentssitz mehr errang als die NPD,
deren Fraktion sich inzwischen (selbst)
verkleinert hat. Vier Prozent erlangte die
NPD bereits bei der Landtagswahl 2004
im Saarland. Bei der letzten Bundestags-
wahl 2005 blieb sie zwar bundesweit klar
unter fünf Prozent, vervierfachte aber ih-
ren Zweitstimmenanteil im Vergleich zur
Bundestagswahl 2002: von 0,4 Prozent
auf 1,6 Prozent (748 568 Zweitstimmen) –
auf Bundesebene das beste NPD-Ergeb-
nis seit 1969. Ihre klar höchsten Stimmen-
anteile und Zuwächse gewann sie in Ost-
deutschland: in Brandenburg (3,2 Pro-
zent; plus 1,7 Prozentpunkte), Mecklen-
burg-Vorpommern (3,5 Prozent; plus 2,7
Prozentpunkte), Sachsen (4,9 Prozent;
plus 3,5 Prozentpunkte), Sachsen-Anhalt
(2,5 Prozent; plus 1,5 Prozentpunkte) und
Thüringen (3,7 Prozent; plus 2,8 Prozent-
punkte). 

Ingesamt errang die NPD im Osten
(inklusive Ostberlin) 3,6 Prozent und im

Immer wieder beunruhigt und erschüt-
tert Rechtsextremismus die Bundesrepu-
blik. Insbesondere die NPD verursacht
seit einigen Jahren wieder viel Aufsehen
und Aufregung. Auf die zentrale Frage,
wie gefährlich die NPD für die Demokra-
tie ist, gibt es keine einfachen Antworten.
Verglichen mit vielen anderen Ländern in
Europa (Schweiz, Belgien, Österreich,
Frankreich, Italien), scheint der parteipo-
litische Rechtsextremismus in Deutsch-
land nach der „Hitlerei“ (Sebastian Haff-
ner) eher schwach ausgeprägt. Andern-
orts erringen rechtsextreme Parteien hö-
here und häufigere Wahlerfolge. In vielen
Ländern gehören Wahlerfolge rechtsex-
tremer Kräfte um die zehn Prozent eher
zur Regel, in Deutschland hingegen zur
Ausnahme. Bei der großen Mehrzahl der
Europa- und Landtagswahlen sowie bei
allen Bundestagswahlen seit 1949 schei-
terten rechtsextreme Parteien mehr oder
minder deutlich. 

Allerdings zeigt ein deutscher Zeitver-
gleich, wie die NPD wieder zulegt – nach
ihren Erfolgen in den Sechziger- und ih-
rem Absturz zur Marginalpartei in den
Siebzigerjahren. Mancherorts verlässt sie
das Splitterparteimilieu, insbesondere seit
dem verfahrenen NPD-Verbotsverfahren.
Auch wenn es zuletzt keine kontinuier-
lichen Zuwächse für die sogenannten
Nationaldemokraten als Wahlpartei gab:
Insgesamt erhöhen sich ihre Prozent-
anteile seit einiger Zeit. Zweimal haben sie
zuletzt sogar die Fünf-Prozent-Hürde ge-
meistert: 2004 mit 9,2 Prozent bei der Land-
tagswahl in Sachsen (über 190 000 Zweit-

Seite 61Nr. 452 · Juli 2007

Eine Strategie
gegen Rechtsextremismus

Was tun gegen die NPD?
Harald Bergsdorf

452_61_68_Bergsdorf_H  21.06.2007  14:38 Uhr  Seite 61

Verwendete Mac Distiller 5.0.x Joboptions
Dieser Report wurde automatisch mit Hilfe der Adobe Acrobat Distiller Erweiterung "Distiller Secrets v1.0.5" der IMPRESSED GmbH erstellt.
Sie koennen diese Startup-Datei für die Distiller Versionen 4.0.5 und 5.0.x kostenlos unter http://www.impressed.de herunterladen.

ALLGEMEIN ----------------------------------------
Dateioptionen:
     Kompatibilität: PDF 1.3
     Für schnelle Web-Anzeige optimieren: Nein
     Piktogramme einbetten: Ja
     Seiten automatisch drehen: Nein
     Seiten von: 1
     Seiten bis: Alle Seiten
     Bund: Links
     Auflösung: [ 2540 2540 ] dpi
     Papierformat: [ 586 786 ] Punkt

KOMPRIMIERUNG ----------------------------------------
Farbbilder:
     Downsampling: Ja
     Berechnungsmethode: Bikubische Neuberechnung
     Downsample-Auflösung: 400 dpi
     Downsampling für Bilder über: 600 dpi
     Komprimieren: Ja
     Komprimierungsart: ZIP
     Bitanzahl pro Pixel: Wie Original Bit
Graustufenbilder:
     Downsampling: Ja
     Berechnungsmethode: Bikubische Neuberechnung
     Downsample-Auflösung: 400 dpi
     Downsampling für Bilder über: 600 dpi
     Komprimieren: Ja
     Komprimierungsart: ZIP
     Bitanzahl pro Pixel: Wie Original Bit
Schwarzweiß-Bilder:
     Downsampling: Ja
     Berechnungsmethode: Bikubische Neuberechnung
     Downsample-Auflösung: 1200 dpi
     Downsampling für Bilder über: 1800 dpi
     Komprimieren: Ja
     Komprimierungsart: CCITT
     CCITT-Gruppe: 4
     Graustufen glätten: Nein

     Text und Vektorgrafiken komprimieren: Ja

SCHRIFTEN ----------------------------------------
     Alle Schriften einbetten: Ja
     Untergruppen aller eingebetteten Schriften: Nein
     Wenn Einbetten fehlschlägt: Abbrechen
Einbetten:
     Immer einbetten: [ ]
     Nie einbetten: [ ]

FARBE(N) ----------------------------------------
Farbmanagement:
     Farbumrechnungsmethode: Farbe nicht ändern
     Methode: Standard
Geräteabhängige Daten:
     Einstellungen für Überdrucken beibehalten: Ja
     Unterfarbreduktion und Schwarzaufbau beibehalten: Ja
     Transferfunktionen: Beibehalten
     Rastereinstellungen beibehalten: Nein

ERWEITERT ----------------------------------------
Optionen:
     Prolog/Epilog verwenden: Nein
     PostScript-Datei darf Einstellungen überschreiben: Ja
     Level 2 copypage-Semantik beibehalten: Ja
     Portable Job Ticket in PDF-Datei speichern: Ja
     Illustrator-Überdruckmodus: Ja
     Farbverläufe zu weichen Nuancen konvertieren: Ja
     ASCII-Format: Nein
Document Structuring Conventions (DSC):
     DSC-Kommentare verarbeiten: Ja
     DSC-Warnungen protokollieren: Nein
     Für EPS-Dateien Seitengröße ändern und Grafiken zentrieren: Nein
     EPS-Info von DSC beibehalten: Ja
     OPI-Kommentare beibehalten: Nein
     Dokumentinfo von DSC beibehalten: Ja

ANDERE ----------------------------------------
     Distiller-Kern Version: 5000
     ZIP-Komprimierung verwenden: Ja
     Optimierungen deaktivieren: Nein
     Bildspeicher: 524288 Byte
     Farbbilder glätten: Nein
     Graustufenbilder glätten: Nein
     Bilder (< 257 Farben) in indizierten Farbraum konvertieren: Ja
     sRGB ICC-Profil: sRGB IEC61966-2.1

ENDE DES REPORTS ----------------------------------------

IMPRESSED GmbH
Bahrenfelder Chaussee 49
22761 Hamburg, Germany
Tel. +49 40 897189-0
Fax +49 40 897189-71
Email: info@impressed.de
Web: www.impressed.de

Adobe Acrobat Distiller 5.0.x Joboption Datei
<<
     /ColorSettingsFile ()
     /LockDistillerParams false
     /DetectBlends true
     /DoThumbnails true
     /AntiAliasMonoImages false
     /MonoImageDownsampleType /Bicubic
     /GrayImageDownsampleType /Bicubic
     /MaxSubsetPct 100
     /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
     /ColorImageDownsampleThreshold 1.5
     /GrayImageFilter /FlateEncode
     /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
     /CalGrayProfile (Gray Gamma 2.2)
     /ColorImageResolution 400
     /UsePrologue false
     /MonoImageResolution 1200
     /ColorImageDepth -1
     /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
     /PreserveOverprintSettings true
     /CompatibilityLevel 1.3
     /UCRandBGInfo /Preserve
     /EmitDSCWarnings false
     /CreateJobTicket true
     /DownsampleMonoImages true
     /DownsampleColorImages true
     /MonoImageDict << /K -1 >>
     /ColorImageDownsampleType /Bicubic
     /GrayImageDict << /HSamples [ 2 1 1 2 ] /VSamples [ 2 1 1 2 ] /Blend 1 /QFactor 0.9 >>
     /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated (SWOP) v2)
     /ParseDSCComments true
     /PreserveEPSInfo true
     /MonoImageDepth -1
     /AutoFilterGrayImages false
     /SubsetFonts false
     /GrayACSImageDict << /HSamples [ 2 1 1 2 ] /VSamples [ 2 1 1 2 ] /Blend 1 /QFactor 0.9 >>
     /ColorImageFilter /FlateEncode
     /AutoRotatePages /None
     /PreserveCopyPage true
     /EncodeMonoImages true
     /ASCII85EncodePages false
     /PreserveOPIComments false
     /NeverEmbed [ ]
     /ColorImageDict << /HSamples [ 2 1 1 2 ] /VSamples [ 2 1 1 2 ] /Blend 1 /QFactor 0.9 >>
     /AntiAliasGrayImages false
     /GrayImageDepth -1
     /CannotEmbedFontPolicy /Error
     /EndPage -1
     /TransferFunctionInfo /Preserve
     /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
     /EncodeColorImages true
     /EncodeGrayImages true
     /ColorACSImageDict << /HSamples [ 2 1 1 2 ] /VSamples [ 2 1 1 2 ] /Blend 1 /QFactor 0.9 >>
     /Optimize false
     /ParseDSCCommentsForDocInfo true
     /GrayImageDownsampleThreshold 1.5
     /MonoImageDownsampleThreshold 1.5
     /AutoPositionEPSFiles false
     /GrayImageResolution 400
     /AutoFilterColorImages false
     /AlwaysEmbed [ ]
     /ImageMemory 524288
     /OPM 1
     /DefaultRenderingIntent /Default
     /EmbedAllFonts true
     /StartPage 1
     /DownsampleGrayImages true
     /AntiAliasColorImages false
     /ConvertImagesToIndexed true
     /PreserveHalftoneInfo false
     /CompressPages true
     /Binding /Left
>> setdistillerparams
<<
     /PageSize [ 595.276 841.890 ]
     /HWResolution [ 2540 2540 ]
>> setpagedevice



Westen 1,1 Prozent. Damit war sie in 
der Ex-DDR mehr als dreimal so stark
wie in der alten Bundesrepublik – ihr
schlechtestes Ergebnis erhielt sie in
NRW (0,8). Immerhin 0,9 Prozent er-
zielte die NPD schon bei der Europa-
wahl 2004. Damit verdoppelte sie ihren
Stimmenanteil von der Europawahl 1999
(0,4 Prozent) deutlich und partizipierte
an der staatlichen Parteienmitfinanzie-
rung (ab 0,5 Prozent). Auf Landesebene
verbuchte die NPD bei der Europawahl
im Sommer 2004, an der auch die REP
teilnahmen (3,4 Prozent), mit 3,3 Prozent
ihr bestes Resultat in Sachsen. Im Osten
Deutschlands droht die NPD zur vierten
Kraft aufzusteigen – wie in der zweiten
Hälfte der Sechzigerjahre in der alten
Bundesrepublik. Allerdings sind die
NPD und ihr Umfeld bis dato weit da-
von entfernt, zur Massenbewegung zu
mutieren – in ganz Deutschland gibt es
7000 NPD-Mitglieder. 

Herausforderung für die Demokratie
Zwar schminkt und maskiert sich die NPD
gelegentlich: Doch sie betreibt verbale
Aufrüstung; sie formuliert zunehmend
hemmungslos. Immer stärker rückt sie
sich selbst in die Nähe sowohl der NS-Dik-
tatur als auch der SED-Diktatur und geht
auf Distanz zur Demokratie. Noch schär-
fer und offener als andere Parteien im
rechtsextremen Spektrum agitiert sie ge-
gen die Demokratie. Nach dem NPD-Ver-
botsverfahren zeigt die NPD immer deut-
licher ihre Demokratieablehnung – schon
in Karlsruhe scheiterte das Verbot ja mit-
nichten an mangelnden Anhaltspunkten
für die Verfassungswidrigkeit der NPD,
sondern weil die zuständigen Behörden
das Verfahren unzureichend vorbereitet
hatten. Gerade weil der „Aufstand der An-
ständigen“ vor dem Bundesverfassungs-
gericht zum „Aufstand der Unfähigen“
mutierte, wähnt sich die NPD vorerst ge-
feit gegen ein neues Verbotsverfahren. Sie
wittert Morgenluft.

Obwohl es ihr an einer charismatischen
und eloquenten Leitfigur à la Haider oder
Le Pen mangelt, wächst die Relevanz der
NPD, zumindest in den jungen Bundes-
ländern. Nach der „Partei des Demo-
kratischen Sozialismus“ (PDS) ist keine
Partei heute stärker ostdeutsch ausge-
richtet als die NPD. Im rechtsextremen
Lager gibt es weder eine ältere noch eine
vitalere Kraft: Gesamtdeutsch überflügelt
die NPD ihre Konkurrenten DVU und
REP. Als Wahlpartei ist sie heute die klar
gefährlichste Partei im rechtsextremen
Spektrum. Zuverlässig und lückenlos ver-
hindert offenbar auch die Fünf-Prozent-
Hürde des bundesdeutschen Verhältnis-
wahlsystems keine Wahlerfolge rechtsex-
tremer Parteien – in Frankreich bildet
selbst das Mehrheitswahlsystem allein
keine unüberwindbare Hürde für rechts-
extreme Wahlerfolge um die fünfzehn
Prozent; das französische Mehrheitswahl-
system mit zwei Wahlgängen schafft es
üblicherweise lediglich, Le Pens rechts-
extreme Formation vom Parlament fern-
zuhalten, weil der FN im zweiten Wahl-
gang scheitert. Auf unterschiedliche Wei-
se zeigt sich damit sowohl in Frankreich
als auch in Deutschland die begrenzte
Wirkung von Wahlsystemen, die rechts-
extreme Kräfte zwar hemmen, aber allein
schwerlich verhindern können.

Solange die NPD unverboten bleibt,
solange sie die Fünf-Prozent-Hürde meis-
tert, kann ihre parlamentarische Präsenz
die Mehrheitsbildung erschweren, weil
sie als Koalitionspartner ausscheidet und
rechnerisch die Latte für die absolute
Mehrheit erhöht, auf die jede stabile Re-
gierung angewiesen ist – zum Landtag 
von Sachsen gehören inzwischen sogar
sechs Fraktionen: CDU, PDS, SPD, NPD,
Grüne und FDP; vier davon landeten in
der Opposition. Dass in Sachsen und
Mecklenburg-Vorpommern derzeit Große
Koalitionen amtieren, daran hat die NPD
einen Anteil. Insofern fördert die NPD
Bedingungen, die zu Großen Koalitionen
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oder gar Drei-Parteien-Bündnissen bei-
tragen; beide Konstellationen bieten ja,
weil eher heterogen, eine schlechtere
Grundlage für möglichst kompakte und
kohärente Politik als kleine Koalitionen,
die mit ihrer Politik üblicherweise besser
imstande sind, Probleme zu lösen bezie-
hungsweise zu lindern und damit Par-
teien wie die NPD zurückzudrängen.
Großen Koalitionen hingegen fällt es ge-
meinhin zwar leichter, Entscheidungen
durchzusetzen, aber schwerer, sie zu fin-
den. Wenn die Volksparteien schwä-
cheln, kann die NPD von jenen Großen
Koalitionen oder jenen instabilen Drei-
Parteien-Bündnissen (Ampeln) zusätz-
lich profitieren, die sie mit herbeigeführt
hat – ein Teufelskreis. Deshalb bedeu-
tet die NPD eine Herausforderung für
Grundwerte der Demokratie, aber auch
ihre Regierbarkeit. Je knapper die Mehr-
heitsverhältnisse sind, desto größer kann
der Einfluss kleiner Parteien wie der NPD
sein. 

Offensive Gegenmaßnahmen
Umso wichtiger ist es, sich vor Ort mit der
NPD auseinanderzusetzen. Es existiert
allerdings kein Patentrezept mit Erfolgs-
garantie, wie NPD & Co zu bekämpfen
sind. Um die Partei zu schwächen und
wieder flächendeckend klar unter die
Fünf-Prozent-Hürde zu drücken, gilt es,
dicke Bretter zu bohren, langen Atem 
zu beweisen und ein Bündel an Maßnah-
men zu ergreifen. Insbesondere im Osten
Deutschlands, wo Kirchen und Volkspar-
teien schwächer verwurzelt sind, bleibt 
es eine wichtige Aufgabe, der NPD kon-
sequent entgegenzutreten (CDU-Mitglie-
der in ganz Mecklenburg-Vorpommern
im Jahr 2005: gut 6500; SPD-Mitglieder
dort: knapp 3000 – im Westen gibt es im-
mer noch Kreisverbände der Volkspar-
teien mit 3000 und mehr Mitgliedern).
Doch auch im Westen sinkt insgesamt die
Zahl der Mitglieder von CDU/CSU und
SPD; dadurch wächst ein politisches

Vakuum, das es Parteien wie der NPD
erleichtert, sich zu präsentieren.

Erstens: Demokraten müssen die anti-
demokratische Agitation der NPD glei-
chermaßen entschlossen und gelassen be-
kämpfen – ohne Hysterie und Ignoranz,
ohne Über- und Untertreibungen. Dazu
gehört es, die NPD-Halbwahrheiten zu
widerlegen, die schwerer zu enttarnen
sind als reine Lügen. Zwar ist die Arbeits-
losigkeit unter Ausländern doppelt so
hoch wie unter Deutschen, insbesondere
wegen geringerer Qualifikationen. Doch
wenn die NPD im Osten gegen Ausländer
hetzt und sie zu einer Gefahr für Arbeits-
plätze stilisiert, dann ist es unverzichtbar,
auf den dortigen Ausländer-Anteil hinzu-
weisen: rund zwei Prozent. Nach wie vor
gibt es in Deutschland, das Exportwelt-
meister ist, wichtige Branchen, die hände-
ringend Arbeitskräfte suchen, zum Bei-
spiel Ingenieure; ohne ausländische Ern-
tehelfer gäbe es in Deutschland wohl Eng-
pässe in der Versorgung mit heimischen
Produkten. Inzwischen mutiert Fachkräf-
temangel mancherorts in Deutschland zur
Wachstums- und Beschäftigungsbremse.
Insofern gefährden Abschottungsideo-
logie, Antikapitalismus und Ausländer-
feindlichkeit der NPD inländische Ar-
beitsplätze: je stärker die NPD, desto ne-
gativer für die Beschäftigung in Deutsch-
land – und positiver für Beschäftigung im
Ausland.

Um Halbwahrheiten zu bekämpfen,
gilt es, die komplexe politische und sozi-
ale Wirklichkeit insgesamt sowohl ausge-
wogen als auch allgemein verständlich zu
erklären, zumal das wichtigste Massen-
medium, das Fernsehen, es kaum schafft,
schwierige Sachverhalte angemessen dar-
zulegen. Es geht darum, sowohl die Kunst
zur Differenzierung zu beweisen als auch
zur Deutlichkeit. So bleibt es wichtig, zwi-
schen Patriotismus, der in demokrati-
schen Parteien eine Heimat finden muss,
und Nationalismus à la NPD zu unter-
scheiden, ebenso zwischen integrations-
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willigen und -feindlichen Zuwanderern,
zum Beispiel nach der differenzierten
Devise: „Fremdenfreundlichkeit ja, Fana-
tikerfreundlichkeit nein.“ Weder deut-
sche noch ausländische Extremisten und
Kriminelle verdienen Artenschutz, insbe-
sondere keine Hassprediger, keine Ge-
walt- und/oder Intensivtäter; sie sind
ohne Samthandschuhe zu behandeln. Ralf
Dahrendorf bilanziert: Die gemäßigten
Politiker „müssen die großen Vereinfa-
chungen vermeiden und doch die Kom-
plexität der Dinge verständlich machen
[…] Komplizierte Zusammenhänge zu er-
klären ist eine Hauptaufgabe demokrati-
scher politischer Führer.“ 

Zweitens: Dort, wo sich Rechtsextre-
misten und vor allem ihre Sympathisan-
ten vor Ort tummeln, müssen Demokra-
ten präsent sein und mit ihnen reden – es
gilt, sowohl über solche Leute zu sprechen
als auch mit ihnen. Demokraten müssen
versuchen, verirrte Wahlberechtigte zu in-
tegrieren, ohne damit auch nur ansatz-
weise rechtsextreme Programmatik zu
übernehmen. Es gehört zu den Aufgaben
der gemäßigten Parteien, Wahlberech-
tigte mit extremistischen Einstellungen
für sich und die Demokratie zu gewinnen.
Kein sinnvoller Beitrag ist es, die NPD dort
totschweigen zu wollen, wo sie vor Ort ak-
tiv ist: Unangenehme Tendenzen wie
Rechtextremismus lassen sich üblicher-
weise nur für kurze Zeit ausblenden. Bes-
ser ist es, wenn Demokraten die NPD früh-
zeitig offensiv bekämpfen. Bürger sichern
den guten Ruf ihres Ortes eher durch ra-
sche Gegenwehr als durch Bemühungen,
die NPD zu ignorieren. Als „Nestbe-
schmutzer“ agieren eher jene, die versu-
chen, NPD-Aktivitäten zu vertuschen.

Drittens: Es bleibt wichtig, die zentra-
len Probleme zu lindern oder zu lösen,
von denen die antikapitalistische NPD
profitiert, insbesondere die hohe Arbeits-
losigkeit – gewiss gibt es einfachere, aber
auch schwierigere Aufgaben. Die gemä-
ßigten Parteien sind verpflichtet, in aus-

gewogener Manier gerade auch solche
Missstände anzusprechen und vor allem
zu bekämpfen, die Wählern extremisti-
scher Parteien „auf den Nägeln brennen“.
Es gilt, keine relevanten Probleme, zum
Beispiel die Ausländerintegration, zu ver-
nachlässigen oder unter den „Teppich zu
kehren“, um sich gemeinsam daraufzu-
setzen. Wer rechtsextreme Kräfte wirk-
sam zurückdrängen will, darf sich keine
Scheuklappen anlegen oder anlegen las-
sen von jenen, die politische Mitbewerber
mundtot machen und in eine politische
Ecke drängen wollen. Zu vermeiden ist
insbesondere der Eindruck, „die“ Politi-
ker (oder Medienvertreter) missachteten
bestimmte Hauptprobleme. Denn dann
können Extremisten umso wirksamer be-
haupten, „die da oben“ machten, was sie
wollten, und „wir hier unten müssen alles
schlucken“. 

Es kommt darauf an, Vorbereitungen
zu treffen, bevor sich Probleme auftür-
men und Extremisten punkten (können).
Vielmehr müssen die gemäßigten Par-
teien auf differenzierte Art gezielt gerade
auch solche Themen anpacken, mit de-
nen sich schreckliche Vereinfacher profi-
lieren (könnten). So schafften es die
Volksparteien 1993 nach (zu) langem
Ringen, den differenzierten Asylkom-
promiss mittels Grundgesetzänderung
durchzusetzen und damit die REP stark
zu schwächen. Zuvor rangierte das Asyl-
thema ganz oben im Sorgenkatalog der
Bürgermehrheit und hatte andere Haupt-
themen verdrängt; die REP galten in
Asylfragen bei einem erheblichen Teil 
der Bürger sogar als kompetent. Sicher
schwieriger, aber dennoch möglich ist es,
die sozialen Probleme in Deutschland zu
lindern oder zu lösen, die heute zum
NPD-Aufstieg beitragen. Immerhin hal-
ten die meisten NPD-Wähler von der so-
zialen Lösungskompetenz „ihrer“ aus-
länderfeindlichen Partei wenig. Selbst-
verständlich dürfen gemäßigte Parteien
niemals extremistische Inhalte kopieren.
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Viertens: Wenn die NPD nach Wahler-
folgen im Fernsehen auftritt, ist es be-
deutsam, die Vertreter der Partei gut vor-
bereitet, sachkundig und sachlich zu be-
fragen, um sie stärker zu enttarnen – ohne
Hysterie, ohne Naivität oder eine Mi-
schung aus beidem. Die NPD darf weder
(weitere) Chancen bekommen, sich zum
„Märtyrer“ zu stilisieren,  noch darf sie
(zusätzliche) Gelegenheiten erhalten auf-
zutrumpfen – sicher eine schwierige Grat-
wanderung: Journalisten müssen einer-
seits die Gefährlichkeit der NPD verdeut-
lichen, dürfen ihr aber andererseits keine
Bühne zur Selbstdarstellung gewähren.
Wesentliche Voraussetzung für einen
verantwortungsvollen Umgang mit der
NPD im Fernsehen (und anderswo) ist es,
die zentralen Inhalte der Partei genau zu
kennen, etwa dank der Verfassungs-
schutzberichte, die kostenlos sind, aber
(hoffentlich) nicht umsonst. Hilfreich
kann in Auseinandersetzungen mit der
NPD sein: Die Partei verfügt anders als
ihre Geschwister in Frankreich oder Ös-
terreich über keine politischen Natur-
talente; die krass antidemokratische
NPD-Agitation erleichtert es, sie zu be-
kämpfen.

Ziel muss es sein, vor allem durch Auf-
klärung im Fernsehen möglichst viele
Wähler rechtsextremer Kräfte zu den ver-
fassungstreuen Parteien zurückzuführen.
Darin liegt die Mitverantwortung von
Journalisten im Kampf gegen Rechts-
extremismus; Journalisten können rechts-
extreme Kräfte hemmen oder fördern,
allerdings nicht „machen“. Wenn ein
rechtsextremer Populist vor laufenden
Kameras und Mikrofonen einschlägige
Hetzparolen ausstößt oder Mindestre-
geln des Anstands verletzt, bleibt immer
noch die Möglichkeit, das Gespräch zu
beenden oder ihn davon auszuschließen.

Fünftens: Es kommt darauf an, im par-
lamentarischen Alltag oder vor Ort ge-
genüber NPD-Vertretern sowohl mensch-
liche Distanz zu wahren als auch ein

Minimum an normalen Umgangsformen.
Die NPD grenzt sich durch ihre Politik oh-
nehin selbst aus, sie sollte aber keine zu-
sätzliche Chance bekommen, sich zum
Opfer zu stilisieren. Kumpanei mit der
NPD verbietet sich von selbst; ebenso alar-
mistische Selbstdarstellung unter dem
Motto „Wer ist der härteste NPD-Geg-
ner?“. Empörungswettbewerbe erhitzter
Politiker der gemäßigten Parteien schaden
dem Anliegen, die NPD wirksam und kühl
zu bekämpfen. 

Sechstens: Niemals und nirgendwo darf
es Kooperationen mit der NPD geben.
Zwar sollte keine vernünftige Entschei-
dung nur deshalb scheitern, weil auch die
NPD ihr zustimmt – wenn die NPD sinn-
gemäß erklärt, zwei plus zwei ergibt vier,
muss eine solche Rechnung deshalb nicht
falsch sein. Doch dürfen sich gemäßigte
Parteien und demokratische Politik kei-
nesfalls von Extremisten abhängig ma-
chen. Es darf vor allem keine Koalitionen
mit Parteien wie der NPD geben, auch
wenn es irgendwo und irgendwann noch
so schwer fallen mag, Mehrheiten zu bil-
den. Wie gemäßigte Parteien mit rechts-
extremen Kräften umgehen (sollten),
zeigte Erwin Teufel, der sich nach der
Landtagswahl 1992 konsequent weigerte,
mit den REP auch nur zu sondieren, ob-
wohl CDU und REP rechnerisch über eine
Mehrheit verfügten. Weil er eine Koalition
mit den REP kategorisch ausschloss,
konnte die CDU keine kleine Koalition bil-
den, sondern musste eine Große Koalition
eingehen – gegen kleine Partner kann eine
Volkspartei ja personalpolitische und pro-
grammatische Ziele meist besser durch-
setzen als gegen große Partner. Mit den
Grünen hingegen verhandelte der dama-
lige Ministerpräsident kurz. 

Zwar heißt es immer wieder, Extremis-
ten sollten in Regierungsmitverantwor-
tung zeigen, was sie (nicht) können. Doch
wer extremistische Parteien und Poli-
tiker in Regierungen nimmt, um sie zu
„entzaubern“ und/oder als Mehrheitsbe-
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schaffer zu nutzen, hilft unter Umständen,
solche Kräfte zu akkreditieren und zu
banalisieren, gibt ihnen bessere Chancen,
die eigene Klientel zu bedienen, erleich-
tert ihnen den Zugang zu den Massen-
medien und unterschätzt ihre Fähigkeit
beziehungsweise Bereitschaft, sowohl die
Regierungspartei als auch Fundamental-
opposition zu mimen. Gerade in Deutsch-
land können Regierungsparteien die poli-
tische Verantwortung für politisches Ver-
sagen leichter als anderswo wegdrücken,
weil die Politikverflechtung stärker und
damit die politische Transparenz schwä-
cher ausgeprägt ist. Die konkordanzde-
mokratischen Elemente im bundesdeut-
schen Institutionengefüge erleichtern es
gerade auch extremistischen Regierungs-
partnern auf Landesebene, Defizite der
eigenen Leistungsbilanz zu verschleiern,
indem sie Verantwortung weiterschieben
an den „Kapitalismus“, die „Kartellpar-
teien“, den Bund, die USA, den Koali-
tionspartner oder die Globalisierung. Im
Unterschied zu Deutschland pflegen de-
mokratische Politiker in anderen Ländern
bisweilen einen weniger zimperlichen
Umgang mit Extremisten, wenn sie die
Chance wittern, sich politische Wettbe-
werbsvorteile zu verschaffen. So half
Staatspräsident Mitterrand in Frankreich,
dem aufstrebenden Le Pen die Fernseh-
bühne zu öffnen – fast zeitgleich kollabo-
rierte Mitterrand mit Kommunisten. Seit
seinen ersten Fernsehauftritten gehört der
FN-Chef zu den medienpräsentesten Po-
litikern, der Fernsehsendern hohe Ein-
schaltquoten beschert. Mitterrand hatte
gehofft, den bürgerlichen Parteien so ei-
nen unliebsamen Konkurrenten heranzu-
ziehen, um sie zu zersplittern und zu
schwächen – doch später mutierte Le Pen
zum Arbeiterführer, der scharenweise
Prolet-Arier sammelte. Mitte der Acht-
zigerjahre ließ Mitterrand das Verhält-
niswahlsystem einführen, um Le Pen die
Parlamentsbühne zu öffnen, die er prompt
bei der nächsten Wahl mit einer Fraktion

für eine Wahlperiode betreten konnte, bis
die neue Parlamentsmehrheit das Mehr-
heitswahlsystem wieder einführte. Pre-
mierminister Pierre Bérégovoy plauderte
aus dem Nähkästchen über Mitterrands
Machtkalkül: „Wir haben jedes Interesse,
den FN zu fördern. Er zerstört die Chan-
cen der bürgerlichen Rechten bei Wahlen.
Je stärker er wird, desto unschlagbarer
(sic) werden wir. Das ist die historische
Chance der Sozialisten.“ Ein Vertrauter
Mitterrands ergänzte: „Mitterrand ist
genügend Taktiker, um zu wissen, dass
man die Gegner auseinanderdividieren
muss.“ Bürgerliche Politiker ließen sich
mit FN-Stimmen an die Spitze einiger Re-
gionalräte wählen. Machiavellismus tri-
umphierte über antiextremistische Prin-
zipientreue. 

Siebtens: Die gemäßigten Parteien müs-
sen Kooperationen mit linksextremen
Parteien à la PDS meiden, zum Beispiel
bei Demonstrationen gegen die NPD.
Auch wenn erhebliche Rechts-links-Un-
terschiede links- und rechtsextreme Par-
teien trennen: Beide teilen insbesondere
ihre extremistische Grundhaltung bezie-
hungsweise Demokratiefeindschaft. Eck-
hard Jesse betont: „Jeder Rechtsextremist
ist ein Demokratiefeind, aber nicht je-
der Demokratiefeind ist ein Rechtsextre-
mist.“ Wer bei bestimmten Extremisten
ein Auge zudrückt, leistet keinen Beitrag,
die eigene Glaubwürdigkeit zu fördern.
Es gilt, jeglichen Extremismus mit beiden
Augen zu beobachten, um ihn stärker zu
bekämpfen – mit gelassener Entschlos-
senheit. Mit beiden Augen sieht man bes-
ser. Es kommt darauf an, größtmögliche
Distanz zu jeglichen Extremisten zu wah-
ren. Zu verhindern ist eine „Erosion der
Abgrenzung“ (Wolfgang Rudzio). 

Achtens: Es darf keine Versuche geben,
Vergleiche zwischen Rechts- und Links-
extremismus als „Gleichsetzung“ zu ta-
buisieren. Vielmehr können solche Ver-
gleiche neben Gemeinsamkeiten auch
Unterschiede verdeutlichen und damit
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zum Erkenntnisgewinn beitragen: „Alles
Denken heißt Vergleichen“ (Walter Ra-
thenau). Es gibt keinen guten Grund, Ein-
sichten zu verweigern, die auf sinnvollen
Vergleichen beruhen. 

Neuntens: Es bleibt wichtig, die inhalt-
lichen Hauptunterschiede zwischen den
gemäßigten Parteien immer wieder deut-
lich zu machen, um die zentralen Alter-
nativen aufzuzeigen; die NPD versucht ja
gern, sich als einzig wahre Alternative zu
allen anderen Parteien zu präsentieren,
die sie als angeblich identisch bezeichnet
(„Parteienkartell“); ein erheblicher Teil
eher unpolitischer Wähler hat ohnehin
Probleme, Unterschiede zwischen den
verfassungstreuen Parteien zu identifi-
zieren. So wichtig es ist, ein Messer regel-
mäßig zu schärfen, so bedeutsam bleibt es
für CDU/CSU und SPD, das eigene Polit-
profil zu schärfen, gerade in Zeiten einer
Großen Koalition auf Bundesebene.
CDU/CSU und SPD, aber auch die Mas-
senmedien müssen trotz aller politischen
Kompromisse immer wieder verdeut-
lichen, was beide Parteien unterscheidet –
insbesondere auf Länderebene gibt es
deutliche Unterschiede in politischen Zie-
len und vor allem Ergebnissen. 

Zehntens:Es gilt, die Grenze zum Rechts-
extremismus weiter glasklar zu ziehen.
Deshalb war es richtig und wichtig, Mar-
tin Hohmann und Henry Nitzsche aus 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion aus-
zuschließen. Hohmanns larmoyante Rede
zum 3. Oktober 2002 bewegte sich in wei-
ten Teilen in der Grauzone zwischen
Wahrheit und Lüge und kann deshalb ge-
fährlicher sein als reine NS-Apologetik.

Elftens: Auch wenn ein Parteiverbot ei-
nen tiefen Eingriff bedeutet: Gerade weil
die NPD seit jüngster Zeit verstärkt An-
haltspunkte für ihre Verfassungsfeind-
lichkeit liefert, darf kein verantwortungs-
bewusster Demokrat die Forderung aus-
schließen, die Partei notfalls zu verbieten.
Das Instrument des Parteiverbotes ist 
als Ultima Ratio zu erhalten. Ein Parteiver-

bot böte die Chance, notfalls ein höchst-
gerichtliches Signal gegen Demokra-
tiefeinde zu setzen. Es erschwerte zwar 
die Beobachtung von (gewaltbereiten)
Rechtsextremisten, entzöge der Partei
aber sowohl ihre organisatorische als auch
finanzielle Basis, die es ihr erleichtern, ge-
gen die Demokratie vorzugehen und (un-
entschlossene) Anhänger zu rekrutieren.
Der Staat müsste ihr weder Sendezeiten in
Funk und Fernsehen gewähren noch sie
an der Parteienfinanzierung beteiligen
(Europa- und Bundestagswahlen ab 0,5
Prozent der abgegebenen Zweitstimmen,
bei Landtagswahlen ab einem Prozent).
Allerdings beseitigte selbstverständlich
kein Verbot die komplexen Ursachen
rechtsextremer Agitation und Gewalt. Die
Richter in Karlsruhe können ohnehin le-
diglich Wieder-, aber keine Neugrün-
dungen verbieten, wobei die Grenzen da-
zwischen mitunter zerfließen. 

Nach einem NPD-Verbot würde der
rechtsextreme Rest in den einschlägigen
Partner- und Konkurrenzparteien wohl
behaupten, halb so schlimm zu sein; er be-
käme die zusätzliche Chance, sich als „de-
mokratisch“ zu stilisieren. DVU und die
sogenannten REP dürften sich deshalb
über ein NPD-Verbot freuen, weil sie da-
durch einen Konkurrenten verlören und
weil sich so die Zersplitterung des rechts-
extremen Lagers verringerte. Inzwischen
gibt es (wieder) mehr Kooperation der
rechtsextremen Parteien – diesen Prozess
könnte ein NPD-Verbot fatalerweise för-
dern. Anders als in Frankreich, wo das
weitgehend geeinte Lager der Rechtsex-
tremisten seit Anfang der Achtzigerjahre
gerade auch deshalb mit seinem Führer
Le Pen große Erfolge feiert, weil es seither
im Wesentlichen geeint auftritt, leidet das
rechtsextreme Spektrum in Deutschland
ja bislang an seiner großen Zersplitterung
in mindestens drei Parteien. 

Um Parteiverbote zu erleichtern, sollte
es künftig möglich sein, im zuständigen
Senat des Bundesverfassungsgerichts ein
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Parteiverbot mit einfacher Mehrheit der
acht Richter zu verhängen statt mit Zwei-
Drittel-Mehrheit (sechs zu zwei) wie bis-
lang, die zugleich eine Drei-Viertel-Majo-
rität ist. Auch nach einer solchen Reform
bleibt das Instrument „Parteiverbot“ hin-
reichend gesichert gegen Missbrauch, un-
ter anderem durch die Unabhängigkeit
der Richter und des Gerichts, das über das
Entscheidungsmonopol verfügt; die be-
troffene Partei kann vor Gericht ihre „Un-
schuld“ beweisen. Wichtig ist es eben-
falls, eine Regelung zu finden, um vorzei-
tig ausscheidende Richter zu ersetzen:
Weil es derzeit keine Möglichkeit gibt,
vorzeitig ausscheidende Richter zu erset-
zen (und immer wieder Richter ausschei-
den), kann unter Umständen dann, wenn
zwei Richter ausgeschieden sind, jeder
einzelne der sechs verbliebenen Richter
ein Parteiverbot verhindern. Allerdings
bleibt auch nach Reformen vor allem ein
Dilemma: Einerseits brauchen die Sicher-
heits-Behörden V-Leute in der NPD-
Spitze, um zu wissen, was die Partei ge-
nau treibt; wie wichtig V-Leute sein kön-
nen, zeigt die Verhinderung eines Atten-
tats auf die Grundsteinlegung des jüdi-
schen Kulturzentrums in München 2003;
ein V-Mann gab einen entscheidenden
Hinweis aus dem Kreise derer, die das
Verbrechen vorbereitet hatten; anderer-
seits erschweren V-Leute in der NPD-
Spitze beziehungsweise ihre Äußerungen
in Anträgen unter Umständen offenkun-
dig ein Verbotsverfahren. Gerade auch
deshalb bleibt es am wichtigsten, die NPD
politisch und gesellschaftlich zu bekämp-
fen. Ein Verbot oder eine öffentliche Dis-
kussion darüber dürfen zu keinem Alibi
mutieren, in der Auseinandersetzung mit

der NPD und im Kampf gegen sie nach-
zulassen. Allerdings gibt es erfahrungs-
gemäß einfachere Aufgaben, als sich mit
Kräften politisch auseinanderzusetzen,
die ihre hermetisch abgeriegelte Welt-
anschauung kompromisslos verfechten.
Deshalb gilt es, vor allem einfache NPD-
Mitglieder und -Sympathisanten mög-
lichst für die Demokratie zu gewinnen.

Zwölftens: Besonders bedeutsam blei-
ben politisch-historische Bildung und
demokratische Erziehung in Elternhäu-
sern und Schulen. Solche Bildung und
Erziehung sind zwar keine Allheil- oder
gar Wundermittel gegen Demokratie-
feindschaft, können aber helfen, die Ge-
fahr des Rechtsextremismus zu mindern.
So gilt es, deutlich zu widersprechen,
wenn ausländerfeindliche und rechtsex-
treme Parolen erklingen. Wenn feige
Rechtsextremisten einen (dunkelhäuti-
gen) Deutschen oder Ausländer gar
misshandeln, bleibt es staatsbürgerliche
Pflicht, wenigstens die Polizei zu rufen,
Anzeige zu erstatten und als Zeuge aus-
zusagen, auch wenn für Aussagebereite
damit Unannehmlichkeiten verbunden
sein mögen. Die inhaltliche Auseinan-
dersetzung mit jeglichen Diktaturen und
Extremismen, mit ihrer Geschichte und
Gegenwart kann immunisieren; sie kann
dazu beitragen, nach Hitler- und SED-
Diktatur totalitäres und extremistisches
Denken und Handeln zu verhindern
oder zu verringern. Wichtig bleibt es,
sinnvolle Freizeit-Aktivitäten zu unter-
stützen, zum Beispiel im Sport, wo Ju-
gendliche in Vereinen soziales Verhalten
einüben können: Teamgeist, Leistungs-
bereitschaft, Durchhaltewillen und Dis-
ziplin.
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